ANHANG 2.1 des Umweltberichtes zum Bebauungsplan "Windpark SchéRbusch"

Bebauungsplan "Windpark SchoRbusch” 1. Anderung
in der Gemeinde Olsbriicken
Kreis Kaiserslautern

Abwdagung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frithzeitigen Offentlichkeits-
beteiligung gemanR 8 3 Abs. 1 BauGB und der frihzeitigen Beteiligung der Behdrden
und Trager sonstiger Belange gemal § 4 Abs. 1 BauGB

1. Allgemeines zum Verfahren
2. Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
3. Stellungnahmen aus der Offentlichkeitsbeteiligung

Stand: August 2014
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Schreibmaschine
ANHANG 2.1 des Umweltberichtes zum Bebauungsplan "Windpark Schößbusch" 


1.

Allgemeines zum Verfahren

Die Gemeinde Olsbriicken méchte den Bebauungsplan "Schobusch" @ndern, um eine
Windenergieanlage in diesem Bebauungsplan repowern zu kénnen.

Deshalb wurde ein Aufstellungsbeschluss fiir die 1. Anderung gefasst und die Behorden
sowie Offentlichkeit friihzeitig von Mai bis Juni 2014 beteiligt. Dabei hatten sowohl die Of-
fentlichkeit als auch die Behorden die Gelegenheit, sich zum Vorentwurf der Bebauungs-
plananderung zu informieren und eine entsprechende Stellungnahme unter Anregungen
und Hinweise abzugeben.

AnschlieBend ist der Ricklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwagung bzw. Berick-
sichtigung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt.

Nr.

Trager offentlicher Belange, Behdrden

Eingang am

Anregungen und
Hinweise

Kreisverwaltung Kaiserslautern
Untere Landesplanungsbehérde
Lauterstraf3e 8

67657 Kaiserslautern

18.06.2014

Hinweise

Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz
und Dienstleistungen der Bundeswehr
Referat 1.3

Fontainengraben 200

53123 Bonn

01.07.2014

Bedenken

Vermessungs- und Katasteramt Westpfalz
Dienstort Kusel

BahnhofstralRe 59

66869 Kusel

15.07.2014

keine

Stadtentwasserung Kaiserslautern
Betriebsflihrung fur das Kanalwerk der Ver-
bandsgemeinde Otterbach
Blechhammerweg 50

67659 Kaiserslautern

08.07.2014

Hinweis

Verbandsgemeindeverwaltung
Lauterecken-Wolfstein
BergstralRe 2

67752 Wolfstein

07.07.2014

keine

Verbandsgemeindeverwaltung Weilerbach
Rummelstralle 15
67685 Weilerbach

27.06.2014

keine

. |Verbandsgemeindeverwaltung

Otterbach-Otterberg
Konrad-Adenauer-StralRe 19
67731 Otterbach

25.06.2014

Hinweise

SWK Stadtwerke Kaiserslautern Versor-
gungs-AG

BismarckstralRe 14

67655 Kaiserslautern

17.07.2014

keine

Rz
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Nr.

Trager offentlicher Belange, Behtrden

Eingang am

Anregungen und
Hinweise

Struktur- und Genehmigungsdirektion Sud
Abt. 3: Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft,
Bodenschutz

FischerstralRe 12

67655 Kaiserslautern

01.07.2014

keine

10.

Struktur- und Genehmigungsdirektion Sud
Abt. 2: Gewerbeaufsicht
Karl-Helfferich-Strafl3e 2

67433 Neustadt a. d. Weinstralle

15.07.2014

keine

11.

Pfalzwerke Netz AG
RN Regionalnetz

Kurflrstenstral3e 29
67072 Ludwigshafen

16.07.2014

Hinweise

12.

Landesbetrieb Mobilitat Kaiserslautern
Morlauterer StralRe 20
67657 Kaiserslautern

21.07.2014

Hinweise

13.

Landesbetrieb Liegenschafts- und Baube-
treuung

NL Kaiserslautern

Rauschenweg 32

67663 Kaiserslautern

16.07.2014

keine

14.

Landesamt fiir Geologie und Bergbau
Emy-Roeder-Stral3e 5
55129 Mainz

04.07.2014

Hinweise

15.

Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-
Pfalz

Direktion Landesarchaologie

AuRenstelle Speyer

Kleine Pfaffengasse 10

67346 Speyer

14.07.2014

Hinweise

16.

Forstamt Otterberg
Otterstral3e 47
67697 Otterberg

14.07.2014

keine

17.

Dienstleistungszentrum landlicher
Raum/DLR Westpfalz
FischerstralRe 12

67655 Kaiserslautern

01.07.2014

keine

18.

Deutsche Telekom Technik GmbH
Technische Infrastruktur NL Stidwest
Pirmasenser Stral3e 65

67655 Kaiserslautern

01.07.2014

Hinweis

19.

Amprion GmbH
Betrieb/Projektierung
Leitungen Bestandssicherung
Rheinlanddamm 24

44139 Dortmund

03.07.2014

keine
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Nachfolgend sind alle Stellungnahmen dieser friihzeitigen Offentlichkeits- und Behérdenbe-
teiligung, die abgegeben wurden, aufgefiihrt. Diese wurden zum grof3ten Teil in der Origi-
nalfassung abgedruckt und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise
werden die Sachdarstellungen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die
Originalstellungnahmen kénnen bei der Verbandsgemeindeverwaltung Otterbach-Otterberg

eing

Rz

esehen werden.
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Nr. Offentlichkeitsbeteiligung Eingang am Anregungen und
Hinweise
1. |Burgerinitiative Gegenwind 16.06.2014 |Bedenken
c/o Klaus Kleber
WeiherstralRe 19
67700 Niederkirchen
Hinweis:




2.

2.1

Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

Stellungnahme der Kreisverwaltung Kaiserslautern, Untere Landesplanungs-
behorde, Kaiserslautern

Sachbericht:

Untere Landesplanungsbehérde

Beziiglich der dargelegten Ausgangslage ist festzustellen, dass diese nicht der tatsachli-
chen Situation entspricht. Zwischenzeitlich sind bereits zwei Windenergieanlagen abge-
baut worden, die Letzte Mitte Juni 2014. Dies bitten wir bei der Sachverhaltsdarstellung in
der Begriindung entsprechend zu berlcksichtigen.

Mit der vorgelegten Planung soll auch der Geltungsbereich um die Flurstiicke 1611, 1612,
1614 und 1615 erweitert werden. Diese Grundstlcke liegen zwar auf3erhalb der im aktuel-
len Flachennutzungsplan der Verbandsgemeinde Otterbach dargestellten Sondergebiets-
flache ,Windenergie®, betreffen jedoch nicht den eigentlichen Anlagenstandort sondern le-
diglich, die von den Rotoren Uberstrichenen Flachen. Aufgrund der Geringflgigkeit und
der grundsatzlichen Parzellenunscharfe von Flachennutzungsplanen, erscheint dies aus
stadtebaulicher und raumordnerischer Sicht vertretbar.

In Bezug auf die H6henfestsetzungen, Textliche Festsetzung 1.1, regen wir an zu prifen,
inwieweit es nicht sach- und ermessensgerecht ist, auch die Héhenbeschridnkung von
max. 100 m auch fir die drei anderen Anlagenstandorte aufzuheben, um die Errichtung
leistungsfahigerer Windenergieanlagen im Rahmen eines Repowerings zu ermdglichen.
Dies, zumal gerade die der Ortslage am nachsten zugewandten Windenergieanlage zu-
kiinftig eine maximale Héhe von 200m haben darf und die der Ortslage abgewandten An-
lagen jedoch nicht.

Abwégunag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es erfolgt eine Berichtigung der Sachdar-
stellung. Dass die geringfligige Erweiterung des Geltungsbereiches in Bezug auf den Fla-
chennutzungsplan vertretbar ist, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. Die Anregung, die
Hohenbeschrankung von 100 m auf 200 m auch fur die anderen Anlagenstandorte vorzu-
nehmen, wird zur Kenntnis genommen. Derzeit ist jedoch noch ungewiss, ob eine Erho-
hung der anderen Anlagen projektiert wird. Deshalb soll nur Anderung des Bebauungspla-
nes fir die sudlichste Anlage erfolgen. Sollten sich die beziiglich der anderen Anlagen spa-
ter neuere Erkenntnisse ergeben, wird eine entsprechende weitere Anderung des Bebau-
ungsplanes erfolgen. Dies mdchte sich der Gemeinderat jedoch vorbehalten.

Rz
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Sachbericht:

2. Untere Naturschutzbehorde

Aus naturschutzfachlicher Stellungnahme kann keine Stellungnahme abgegeben werden,
da noch keine Unterlagen hierzu vorliegen.

Abwé&gunag:

Dass aus naturschutzfachlicher Sicht keine Stellungnahme abgegeben wird, da noch keine
Unterlagen hierzu vorliegen, wird zur Kenntnis genommen. Der Umweltbericht wird im
Rahmen des Entwurfes nun erstellt. Darin werden auch dann die eingegangenen Anregun-
gen und Stellungnahmen aus dem friihzeitigen Beteiligungsverfahren bericksichtigt.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen: ..o
Stimmenthaltungen: .....................

2.2 Stellungnahme des Bundesamtes fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienst-
leistungen der Bundeswehr, Referat .3, Bonn

Sachbericht:

Es erfolgte zunachst die Bitte zur Fristverlangerung und ein Hinweis, dass zukiinftig eine
andere Dienststelle zustandig sei. In einer weiteren Stellungnahme vom 23.07.2014 wird
Folgendes vorgetragen:

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Errichtung der o.a. Windenergieanlage wird aus flugsicherungstechnischen und flugbetriebli-
chen Griinden seitens der Bundeswehr nicht zugestimmt.

Flugsicherungstechnische Bedenken:

Durch die hier geplante Windenergieanlage wird, in Verbindung mit den Bestands-
/Planungsanlagen, eine Stdorzone generiert, die den Erfassungsverlust eines langsam fliegenden
Luftfahrzeuges mit hoher Wahrscheinlichkeit erwarten lasst. Dies stellt ein nicht hinnehmbares Ri-
siko dar.

Flugbetriebliche Bedenken:

Der geplante Standort der Windenergieanlage liegt auf einer VFR An-/Abflugstrecke des Militar-
flugplatzes Rammstein und innerhalb einer Warteschleife (Holdingpattern). Diese Strecke wird den
VR An-/Abflug zum Militérflugplatz Rammstein bei Tag und Nacht benétigt. Durch den Bau der
Windenergieanlage wére dieser VFR An-/Abflug, der die einzige Strecke in Richtung Norden ist,
operationell nicht mehr nutzbar und wiirde somit die militirische Aufgabenerfiillung und den Flug-
betrieb erheblich storen und einschranken.
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Abwé&gung:

Der Hinweis, dass aus flugsicherungstechnischen und flugbetrieblichen Griinden die Er-
richtung einer Windenergieanlage nicht zugestimmt wird, wird zur Kenntnis genommen. Die
hier aufgefuhrten Bedenken bestehen jedoch auf keinen konkreten Grundlagen, sondern
sind lediglich Vermutungen. Deshalb wird an der Planung festgehalten. Die Informationen
werden im Rahmen des BImSch-Antrages detailliert geprift, was im Rahmen des Bebau-
ungsplanes nicht erfolgen kann. Deshalb hélt die Gemeinde Olsbriicken an ihrer Planung
fest.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen: ...
Stimmenthaltungen: .....................

2.3 Stellungnahme des Vermessungs- und Katasteramtes Westpfalz, Dienstort
Kusel

Sachbericht:

Seitens des Vermessungs- und Katasteramtes Westpfalz werden keine Bedenken vorge-

bracht. Es wird angeregt, die Gemarkungsgrenzen der angrenzenden Gemarkung noch
darzustellen.

Abwé&gunag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwégung ist nicht erforderlich.

2.4 Stellungnahme der Stadtentwasserung Kaiserslautern, Betriebsfiihrung fiir das
Kanalwerk der Verbandsgemeinde Otterbach, Kaiserslautern

Sachbericht:

Es wird erklart, dass sich durch die Erhéhung der Anlage nichts an der Abflusssituation
verandert und deshalb kann dem Bebauungsplan zugestimmt werden.

Abwégunag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwégung ist nicht erforderlich.

2.5 Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung Lauterecken-Wolfstein,
Wolfstein

Sachbericht:

Es wird erklart, dass keine grundsatzlichen Bedenken bestehen. Es wird auf einen Rotmi-

lanhorst in der Gemarkung Kreimbach-Kaulbach hingewiesen.
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Abwé&gung:

Der Hinweis zum Rotmilan wird zur Kenntnis genommen. Dies wird in der weiteren Bear-
beitung gepriift. Dass keine Bedenken bestehen, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen.
Eine Abwagung ist nicht erforderlich.

2.6 Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung Weilerbach
Sachbericht:
Es wird erklart, dass die Planungsabsichten der Verbandsgemeinde Weilerbach und der

verbandsangehorigen Ortsgemeinden durch die Planungen nicht betroffen sind. Deshalb
werden weder Anregungen noch Bedenken vorgetragen.

Abwdéguna:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwégung ist nicht erforderlich.

2.7 Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung Otterbach-Otterberg, Bauab-
teilung, Otterbach

Sachbericht:

Es wird auf einen vorhandenen jidischen Friedhof hingewiesen. Dieser soll im Zuge der
Bebauungsplananderung beachtet werden.

Hinweis:
Es lag eine Stellungnahme seitens der Kreisverwaltung, Untere Denkmalschutzbehérde,
bei, in dem auf diesen jidischen Friedhof ganz allgemein hingewiesen wird.

Abwé&gunag:

Der Hinweis zum judischen Friedhof wird zur Kenntnis genommen. Dieser ist durch die
geplante Bebauungsplananderung jedoch nicht betroffen, insbesondere dadurch, dass der
Standort bereits vorhanden war und lediglich eine neue Anlage auf altem Standort errichtet
werden soll. Es erfolgt jedoch ein Hinweis im Umweltbericht.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen: ...
Stimmenthaltungen: .....................
2.8 Stellungnahme der Stadtwerke Kaiserslautern Versorgungs-AG, Kaiserslautern
Sachbericht:
Es wird erklart, dass keine Versorgungsleitungen der SWK betroffen sind.
8
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Abwé&gung:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwagung ist nicht erforderlich.

2.9 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid, Regionalstelle
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Kaiserslautern

Sachbericht:

Es wird erklart, dass durch die geplante Bebauungsplanédnderung keine fachtechnischen
Belange der SGD beriihrt sind und die friheren Stellungnahmen aus den Jahren 2010,
2011 weiterhin ihre Gultigkeit behalten. Auf eine weitere Tragerbeteiligung im Zuge der
Umweltprifung kann aus Sicht der SGD verzichtet werden.

Abwdéguna:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwéagung ist nicht erforderlich.

2.10 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid, Regionalstelle
Gewerbeaufsicht, Neustadt

Sachbericht:

Es wird erklart, dass aus Grinden des Immissionsschutzes keine grundsatzlichen Beden-
ken bestehen. Es wird auf das Genehmigungsverfahren nach BImSchG hingewiesen, dass
hier noch eine Einzelfallprifung stattfindet.

Abwégunag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwéagung ist nicht erforderlich.

2.11 Stellungnahme der Pfalzwerke Netz AG, Ludwigshafen
Sachbericht:

Guten Tag,

im Rahmen unserer Beteiligung an dem im Betreff genannten Verfahren geben wir folgende
Stellungnahme ab.

Die mitgeteilte Planung berlhrt Belange unseres Aufgaben-/Zustandigkeitsbereiches, es
bestehen aber keine Bedenken zur Anderung der Inhalte des rechtswirksamen
Bebauungsplanes. Wir geben nachstehende Anregungen an Sie weiter und bitten um deren
Berucksichtigung.
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Innerhalb des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes (Plangebiet) und
aulderhalb des Geltungsbereiches, aber im moglichen Beeinflussungsbereich der zur
Errichtung vorgesehenen Windenergieanlage sind folgende Versorgungseinrichtungen der
Pfalzwerke Netz AG als Bestand zu beriicksichtigen:

Ifd. Nr. | Versorgungseinrichtungen ‘

y 20-kV-Starkstromfreileitung, Pos. 085-00, Leitungsabschnitt Mast Nr. 602915
" bis Mast Nr. 602924 , S - |
- 20-kV-Starkstromfreileitungen, Pos. 149-00, Leitungsabschnitt Mast Nr.
1602921 bis Mast Nr. 602541

Die Freileitungen sind in der Planzeichnung nachrichtlich bereits hinreichend lagegenau
ausgewiesen.

2

Grundsatzlich sind im Nahbereich von Freileitungen bei der Errichtung von Windenergie-
anlagen (WEA) fachtechnische Vorschriften bzw. Empfehlungen, durch welche Konflikte
(Stérungen/Gefahrdungen) mit Infrastruktureinrichtungen der Stromversorgung vermieden
werden sollen, einzuhalten bzw. zu beachten.

So sind bei Einhaltung eines Mindestabstandes vom Dreifachen des Rotordurchmessers
einer WEA (definiert als der gemessene Abstand zwischen dem Vertikallot der Rotorblatt-
spitze und dem Vertikallot des &uBeren Leiterseils einer Freileitung) keine Auswirkungen auf
eine in der Nahe einer WEA bestehenden Freileitung zu erwarten.

Die im Bebauungsplan ausgewiesene Flache fur Versorgungsanlagen mit der
Zweckbestimmung ,Elektrizitat” fir die WEA1 liegt innerhalb des Abstandes von max. 360 m
(= 3 x 120 m maximaler Rotordurchmesser der WEA) der 20-kV Freileitungen unseres
Unternehmens.

Bei Unterschreitung dieses Mindestabstandes zu unseren Freileitungen kann die von einer
WEA verursachte Windstromung die Leiterseile der Freileitungen in Schwingungen
versetzen und damit Schaden an den Leiterseilen verursachen. Eine Prifung, inwieweit
unsere Freileitungen durch eine WEA beeinflusst werden und Schwingungsschutz-
malnahmen erforderlich werden, erfolgt im Regelfall erst vor baulicher Realisierung von
WEA, im Zuge der nachgelagerten Genehmigungsverfahren zur Errichtung der WEA.

Zur textlichen Berticksichtigung der Freileitungen im Beeinflussungsbereich der
Windenergieanlage regen wir an, im Textteil des Bebauungsplanes, unter einem separaten
Punkt fur Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter, die nachstehenden
Inhalte zu Gbernehmen.

Versorgungsleitungen Strom

Freileitungen

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes und im Beeinflussungsbereich der
Windenergieanlage (WEA) befinden sich 20-kV-Freileitungen der Pfalzwerke Netz AG. Vor
Errichtung/Anderung der WEA im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird in Bezug auf
diese Freileitungen eine fachtechnische Abstimmung mit dem Leitungsbetreiber erforderlich.
Diese kann im Zuge der Beteiligung des Leitungsbetreibers am erforderlichen
Genehmigungsverfahren zur Errichtung/Anderung der WEA erfolgen.

Wir bitten um weitere Beteiligung an den nachfolgenden Verfahrensschritten und Mitteilung,
inwieweit aufgrund unserer geéufierten Anregungen eine Anpassung der Unterlagen zum
Entwurf des Bebauungsplanes vorgenommen wird.

Weiterhin bitten wir Sie, nach dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes, um Zusendung
der rechtskréaftig gewordenen Unterlagen, ausschlieflich zur Verwendung in unserem
Unternehmen. Hierfiir bedanken wir uns bei Ihnen bereits im Voraus.
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Abwé&gung:

Die Hinweise zu den beiden 20 kV-Freileitungen werden zur Kenntnis genommen. Es wird
auch zur Kenntnis genommen, dass diese bereits in den Unterlagen beriicksichtigt sind.
Der Hinweis, dass der Mindestabstand bei einer der Freileitungen unterschritten wird, wird
ebenfalls zur Kenntnis genommen. Dies wird im weiteren Verfahren detailliert gepriift. Dem
Waunsch, den Hinweis in den Bebauungsplan zu tibernehmen, wird entsprochen. Es erfolgt
eine redaktionelle Ubernahme in die Bebauungsplanunterlagen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: .
Nein-Stimmen: ...l
Stimmenthaltungen: ............c........

2.12 Stellungnahme des Landesbetriebes Mobilitat Kaiserslautern
Sachbericht:
Sehr geehrte Damen und Herren,

wie bereits zum urspriinglichen Bebauungsplanentwurf ,Schéfbusch* mit der 4. Teildnderung
der Fortschreibung | des Flachennutzungsplanes, bestehen unsererseits auch hier zur 1. Ande-
rung keine grundséatzlichen Bedenken.

Die dargestellten Windenergieanlagen befinden sich in einem Abstand von mindestens 500 m
zu klassifizierten Straflen (B270 und K28/KL) in der Umgebung.

Somit aulerhalb der anbaurechtlich zu beachtenden Abstande gem. § 22 Abs. 1 Nr.1 Landes-
straBengesetz und § 9 Abs. 1 Fernstralengesetz. Auch wird unsere Empfehlung zum einzuhal-
tenden Mindestabstand, der Kipph&he (= % Fundamentdurchmesser + Nabenh&he + % Rotor-
durchmesser), zum auferen Rand der befestigten Fahrbahnen der klassifizierten Stralen, mit
der vorliegenden Anderung noch erfllt.

Die verkehrliche ErschlieBung ist im Planentwurf nicht dargestellt, allerdings wird in der Be-
griindung darauf hingewiesen, dass sich an der Erschliefung nichts dndert.

Insofern gehen wir davon aus, dass die Zufahrt, wie bereits bei den vorhandenen Anlagen, im
Zuge der Kreisstralle 28/ Kreis Kaiserlautern zwischen Netzknoten 6411026 u. 6412007, bei ca.
Station 2,300 erfolgen soll. In vorhergehenden Genehmigungsverfahren wurde der Fa. Juwi flr
die ehemals errichteten Anlagen die Ausnahme vom Anbauverbot in den zugrunde gelegenen
Baurechtsverfahren fur die ErschlieBung (Zufahrt zur K28) erteilt wurde.

Die weitere Beteiligung des Strafenbaulasttragers in Verfahren die Baurecht zur Errichtung
bzw. Anderungen von bestehenden Windenergieanlagen auferhalb des Bebauungsplanverfah-
rens schaffen (z.B. gem. BImSchG) sehen wir als erforderlich an, sofern diese Anlagen inner-
halb der eingangs genannten Abstédnde zu klassifizierten Straflen errichtet bzw. Gber Zufahrten
zu klassifizierten StralRen auRerhalb einer Ortsdurchfahrt erschlossen werden sollen.

Insofern sind wir in folgenden Verfahren (z.B. gem. BImSchG) beim Vorliegen der v. g. Faktoren
unbedingt zu beteiligen.

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens um Ubersendung einer Durchschrift Ihrer Entschei-
dung -unter Angabe unseres Aktenzeichens- fir unsere Unterlagen.
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Abwé&gung:

Der Hinweis, dass keine grundsatzlichen Bedenken vorgetragen werden, wird zur Kenntnis
genommen. Die allgemeinen Hinweise zu den Absténden zu klassifizierten StraRen (B 270
und K 28) werden zur Kenntnis genommen. Der Hinweis, dass die alten ErschlieRungsan-
lagen weiter genutzt werden, wird durch das LBM so bestétigt. Eine detaillierte Prifung
hinsichtlich der Zufahrten und der Abstéande wird im nachfolgenden BImSch-Antrag detail-
liert gepruft. Die rechtlichen Abstandsbestimmungen sind jedoch eingehalten. Eine Ande-
rung der Planung ist hierdurch nicht erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen: ...
Stimmenthaltungen: .....................

2.13 Stellungnahme des Landesbetriebes Liegenschafts- und Baubetreuung, Nie-
derlassung Kaiserslautern

Sachbericht:

Es wird erklart, dass keine Einwendungen erhoben werden.

Abwagunq:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwégung ist nicht erforderlich.

2.14 Stellungnahme des Landesamtes fir Geologie und Bergbau, Mainz

Sachbericht:

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Sicht des Landesamtes filr Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz werden zum
oben genannten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertungen
gegeben:

Bergbau / Altbergbau:

Die Prifung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass im Bereich des Bebau-
ungsplanes "Windpark SchéBbusch” kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktuel-
ler Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt.

Abwé&gung:

Die Hinweise, dass kein Altbergbau dokumentiert ist, wird zur Kenntnis genommen. Eine
Abwaégung ist nicht erforderlich.
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Sachbericht:

Boden und Baugrund
- allgemein:

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsatziich die einschldgigen Regelwerke
(u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu bericksichtigen, Flir Neubau-
vorhaben oder gréi3ere An- und Umbauten (insbesondere mit Lastidnderungen) sind in
der Regel objektbezogene Baugrunduntersuchungen zu empfehlen.
Bei Bauvorhaben in Hanglagen sollte die Stabilitdt des Untergrundes im Hinblick auf
eventuelle Steinschlag- und Rutschungsgefahrdungen gepriift werden. Informationen
hierzu sind auch auf der Inlernetseite des Landesamtes fiir Geologie und Bergbau
unter

htip.iwww.lgb-rlp. de/ms_rutschungsdatenbank. htmf
und

http//www.lgb-rlp. deshangstabilitaetskarte. html zu finden.
Abwagunag:
Die allgemeinen Hinweise zu den DIN-Vorschriften werden ebenfalls zur Kenntnis genom-
men und sind in den Unterlagen bereits berlcksichtigt. Der Hinweis zu Stabilitdt des Unter-
grundes wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. Dies ist in den weiteren BlImSch-

Antragsunterlagen zu prifen.

Sachbericht:

- mineralische Rohstofife:

Keine Einwédnde

Abwégung:

Hier werden keine Einwande vorgetragen. Es ist hier keine Abwagung erforderlich.
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Sachbericht:
— Radonprognose:

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches mit intensiver Bruchtekionik, in dem
ein erhéhtes bis hohes Radonpotential bekannt ist bzw. nicht ausgeschlossen werden
kann.

Radonmessungen in der Bodenluft des Bauplatzes oder Baugebietes werden drin-
gend empfohlen. Die Ergebnisse sollten Grundlage fir die Bauplaner und Bauherren
sein, sich ggf. fir bauliche VorsorgemaBnahmen zu entscheiden.

Wir bitten darum, uns die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diese
in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-
Pfalz beitragen.

Studien des Landesamtes flr Geologie und Bergbau haben ergeben, dass flir Mes-
sungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen (ca. 3-4 Wochen) notwendig
sind. Kurzzeitmessungen sind hierbel nicht geeignet, da die Menge des aus dem Bo-
den entweichenden Radons in kurzen Zeitrdumen sehr stark schwankt. Dafiir sind
insbesondere Witterungseinfllisse wie Luftdruck, Windstérke, Niederschldge oder
Temperatur verantwortlich. Nur so kénnen aussagefihige Messergebnisse erzielt
werden. Es wird deshalb empfohlen, die Messungen in einer Baugebietsfldche an
mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzeitig durchzufiihren. Die Anzah! kann aber
in Abhéngigkeit von der geologischen Situation auch héher sein.

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbiiro
ausgefuhrt werden und dabei die folgenden Posten enthalten:

- Begehung der Fldche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien;

- Radongerechte, ca. 1m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei
bodenkundliche Aufnahme des Bohrgutes;

- Fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter;

- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wellerdaten zur

Ermittlung - der Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jéhr-
- lichen Radonverfiigbarkeit;

- Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma);

- Interpretatiorr der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen.
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Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchfithrung der Radon-
messung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das Landesamt fiir Geologie
und Bergbau. Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und Radon-

sanierungen kdnnen dem "Radon-Handbuch" des Bundesamts fiir Strahlenschutz
entnommen werclen.

Abwagunag:

Die allgemeinen Hinweise zu Radonvorkommen werden zur Kenntnis genommen. Es han-
delt sich bei der Errichtung einer Windkraftanlage nicht um eine Wohnnutzung, sodass die
Radonuntersuchung bei dieser Bebauungsplanédnderung entbehrlich ist.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: .
Nein-Stimmen: ...
Stimmenthaltungen: ............c........

2.15 Stellungnahme der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchéo-
logie, AuRenstelle Speyer

Sachbericht:

Sehr geehrte Damen und Herren,

Die vorgelegten Maststandorte sind auBerhalb von Grabungsschutzgebieten geplant
worden. Es bestehen daher keine grundsitzlichen Bedenken gegen diese Auswahl. Da
jedoch nur ein geringer Teil der tatséchlichen im Boden vorhandenen, prihistorischen
Denkmale bekannt ist, ist die Zustimmung der Direktion Landesarchéologie an die
Ubernahme folgender Punkte gebunden. Diese Auflagen gelten fiir Mast- und Kran-
standorte, Neu-, Umbau bzw. Ertiichtigung der Zuwegung sowie fiir die notwendigen
Trassen der Ver- bzw. Entsorgungsleitungen. Die Detailplanung ist noch abzustimmen

1. Bei der Vergabe der Maflnahmen fiir Leitungs- und Baumanahmen an den
Standorten hat der Planungstrager bzw. die Gemeindeverwaltung, sowie fiir die
spiteren Erdarbeiten der Bautréger/ Bauherr, die ausfiihrenden Baufirmen ver-
traglich zu verpflichten, mit uns zu gegebener Zeit, 4 Wochen im Voraus, den
Beginn der Arbeiten gemeinsam zu terminieren, damit wir diese iiberwachen
konnen.

2. In Bereich der Standorte und der Nebenanlagen ist fiir das Baufenster der Mut-
terbodenabtrag mit geeignetem Gerét (Bagger mit breitem zahnlosem Bo-
schungskiibel) separat durchzufiihren und terminlich mit uns abzustimmen.
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3. Die ausfiihrenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des
Denkmalschutzgesetzes vom 26.11.2008 (GVBI. 2008 S.301ff) hinzuweisen.
Danach ist jeder zutage kommende, archéologische Fund unverziiglich zu mel-
den, die Fundstelle soweit als méglich unveridndert zu lassen und die Gegenstén-
de sorgfiltig gegen Verlust zu sichern.

4. Absatz 1 und 2 entbinden Bautrdger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen
der Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegeniiber der
Direktion Landesarchédologie, Speyer.

5. Sollten wirklich arch@ologische Objekte angetroffen werden, so ist der Lan-
desarchéologie ein angemessener Zeitraum einzurdumen, damit Rettungsgrabun-
gen, in Absprache mit den ausfiihrenden Firmen, planméBig den Anforderungen
der heutigen archiologischen Forschung entsprechend durchgefiihrt werden
konnen. Im Einzelfall ist mit Bauverzogerungen zu rechnen.

6. Die Kosten fiir eventuelle Rettungsgrabungen sind vom Betreiber zu tiberneh-
men

Die Punkte 1 — 6 sind auch in die Genehmigungen und Bauvausfithrungsplédne als Aufla-
gen zu iibernehmen.

Die Archéologische Denkmalpflege ist trotz dieser Stellungnahme am weiteren Verfah-
ren zu beteiligen.

Diese Stellungnahme betrifft ausschliellich die archdologischen Kulturdenkmaéler und
ersetzt nicht Stellungnahmen der Direktion Landesdenkmalpflege zu den Baudenkmi-
lern und der Direktion Landesarchédologie-Erdgeschichte in Mainz. Eine interne Weiter-
leitung ist nicht moglich.

Rein vorsorglich miissen wir darauf hinweisen, dass sich im Planungsgebiet bisher
nicht bekannte Kleindenkmiler (wie Grenzsteine) befinden kénnen. Diese sind selbst-
verstindlich zu berticksichtigen bzw. dirfen von Planierungen o.4. nicht bertihrt oder
von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden. Wiahrend etwaiger
Maschineneinsétze sind sie vor Beschddigungen zu schiitzen.

Fiir Ruckfragen stehen wir Thnen selbstversténdlich gerne zur Verfligung.

Abwégunag:

Die Hinweise, dass keine grundsatzlichen Bedenken bestehen, da sich der Maststandort
aulRerhalb von Grabungsschutzgebieten befindet, werden zur Kenntnis genommen. Die
allgemeinen Hinweise werden in den Unterlagen, falls noch nicht geschehen, Gbernom-
men.
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Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen: ...
Stimmenthaltungen: .....................

2.16 Stellungnahme des Forstamtes Otterberg
Sachbericht:

Es wird erklart, dass gegen den vorgelegten Entwurf der Bebauungsplananderung "Wind-
park SchofZbusch" aus forstlicher Sicht keine Bedenken bestehen. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass hinsichtlich der ergdnzenden Ausgleichsmalinahmen im Rahmen des Um-
weltberichtes zum Entwurf eine Stellungnahme abgegeben wird.

Abwé&gunag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwéagung ist nicht erforderlich.

2.17 Stellungnahme des Dienstleistungszentrums Landlicher Raum, Kaiserslautern
Sachbericht:

Es wird erklart, dass keine Bedenken vorgetragen werden.

Abwdégunag:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwégung ist nicht erforderlich.

2.18 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, TINL Stdwest, Kaisers-
lautern

Sachbericht:

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Schmitt,

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
Netzeigentimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollméchtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Bitte beachten Sie bei Ihren weiteren Planungen, dass die Telekom ggf. nicht
verpflichtet ist, den Windkraftpark / die Windkraftanlage an ihr 6ffentliches
Telekommunikationsnetz anzuschlieRRen.
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Wir weisen darauf hin, dass die in unmittelbarer Nahe der geplanten Anlage
verlaufende Telekommunikationslinie der Telekom bei eventuell auftretenden
atmosphérischen Entladungen besonders gefahrdet ist.

Wir bitten daher schon bei der Festlegung der Standorte einen Abstand von
mindestens 15 m zwischen den Erdungsanlagen der geplanten Anlage und der
Telekommunikationslinie der Telekom zu bertcksichtigen.

Bei Konkretisierung lhrer Planungen durch einen Bebauungsplan ist eine
Planauskunft und Einweisung von unserer zentralen Stelle einzufordern:

Deutsche Telekom Technik GmbH

Zentrale Planauskunft Stdwest

Chemnitzer Str. 2 67433 Neustadt a.d. Weinstr.
E-Mail: planauskunft.suedwest@telekom.de

Weiterhin weisen wir daraufhin, dass Sie sich bei allen Richtfunknetzbetreibern
AuskUnfte Uber Richtfunkstrecken einholen. Als zentrale Adresse empfehlen wir die
Bundesnetzagentur zu beteiligen:

Bundesnetzagentur
Referat 226/Richtfunk
Fehrbelliner Platz 3
10707 Berlin

Sollte der weitere Verfahrensverlauf ergeben, dass Belange der Telekom - z. B. das
Eigentum der Telekom, die ungestérte Nutzung ihres Netzes sowie ihre
Vermdbgensinteressen - konkret beriihrt sind, behalten wir uns vor, unsere Interessen
wahrzunehmen und entsprechend auf das Verfahren einzuwirken. Aus diesem
Grunde bitten wir Sie um Beteiligung bei den weiteren Planungen.

Abwégunag:

Die Hinweise zu den Mindestabstanden zu bestehenden Anlagen der Deutschen Telekom
hinsichtlich atmosphéarischer Entladung bei den Windenergieanlagen werden zur Kenntnis
genommen. Dies wird in der weiteren Planung im Rahmen des BImSch-Antrages detalilliert
gepruft. Eine Berlicksichtigung in der Planung ist deshalb nicht erforderlich. Es erfolgt ein
allgemeiner Hinweis in den Planunterlagen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen: ..o
Stimmenthaltungen: .....................
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2.19 Stellungnahme der Amprion GmbH, Betrieb/Projektierung, Dortmund
Sachbericht:
Es wird erklart, dass keine Hochstspannungsleitungen der Amprion GmbH oder keine Pla-

nungen aus heutiger Sicht betroffen sind. Es sind hierbei nur Anlagen des 220- und 380-
kV-Netzes betroffen.

Abwdéguna:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwégung ist nicht erforderlich.
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3. Stellungnahmen aus der Offentlichkeitsbeteiligung

3.1 Stellungnahme der Burgerinitiative Gegenwind, c/o Klaus Kleber, Niederkir-
chen

Sachbericht:

Sehr geehrter Herr Hesch,

im Amtsblatt 24/2014 vom 12. Juni 2014 informieren Sie iiber geplante Anderungen.
Es ist schon verwunderlich, wenn Sie jetzt, kurz nach der Wahl dariiber informieren,
dass Sie den schon im Dezember 2012 demontierten WEA 1 Standort mit ca. 100 m
Gesamthohe, gegen eine neue WEA mit max. 200 m ersetzen wollen.

In einer vorausgegangen Ratssitzung vom 8.5.2013 haben Sie gemeinsam mit Juwi
noch besonders positiv herausgestellt, dass die geplanten neuen WEA 300 m weiter
noérdlich der Wohnbebauung erstellt werden sollen. Dazu hatten wir noch in der Sitzung
eingeworfen... dass Sie damit auch riicksichtslos 300 m néher an Worsbach riicken...
und wurden dazu von Thnen geriigt...

Aber es ist offensichtlich Thre Geisteshaltung, dass Sie die Nachbargemeinden nicht
interessieren. Nur so ist Ihre Einstellung zu verstehen, wenn Sie nach Ablehnung im
Verbandsgemeinderat vom 13.2.2014 wegen ...Einkesselung verschiedener
Ortsgemeinden und Verspargelung der Landschaft... in der Gemeinderatssitzung vom
9.5.2014 erneut die Aufnahme dieser WEA Flidchen im FNP, 6stlich von Olsbriicken, in
Sichtweite von Schallodenbach, fordern.

Mit der Ausweisung von zusétzlich 1,6 ha iiber den FNP, planen Sie ja offensichtlich
einen weiteren WEA Standort, mit 800 m Abstand zum Nachteil von Worsbach.

Ihr personliches Wahlergebnis mit nur 5 % Differenz zur SPD sollte Thnen zu denken
geben — nicht nur wegen Ihrer fragwiirdigen Windkraftpolitik.

Abwégunag:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die Anschuldigungen zurlickgewiesen.
Es geht hier um die Anderung des Bebauungsplanes "SchoRbusch", der dazu dient, eine
bereits demontierte Windkraftanlage durch eine neuere, modernere, hdhere Anlage zu er-
setzen (Reprowering) und die dadurch erforderlichen bauplanungsrechtlichen Vorausset-
zungen durch Anderung des Bebauungsplanes zu schaffen. Die hier vorgetragenen Hin-
weise beziehen sich jedoch im Wesentlichen auf die Flachennutzungsplananderung, was
nicht Inhalt des Bebauungsplanes ist. Durch die Errichtung der neuen Windkraftanlagen mit
200 m Hohe werden gegebenenfalls neue Beeintrachtigungen entstehen, die durch den
BimSch-Antrag detailliert geprtift werden, um den Immissionsschutz fiir angrenzende Orts-
gemeinden zu gewahrleisten. Der geplante Standort der Bebauungsplananderung ist je-
doch weitgenug von Ortsgemeinden entfernt, sodass mit keinen Beeintrachtigungen zu
rechnen ist. Zumal die geplante Anlage wesentlich leiser sein wird als die noch vorhande-
nen und die bereits abgebrochenen Anlagen.

Die Bedenken werden deshalb zuriickgewiesen. Die Gemeinde halt an ihrer Planung fest.
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Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen:
Nein-Stimmen:
Stimmenthaltungen:
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Gemeinderatsbeschluss

Die Gemeinde Olsbriicken hat nach reiflicher Prifung alle Stellungnahmen und Hinweise
sowie Anregungen sach- und fachgerecht gegeneinander abgewogen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: .
Nein-Stimmen: ...
Stimmenthaltungen: ............c........

Olsbricken, den .......ccoceuvvvviviiieieiiieiins
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